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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
namens der Landesregierung  

Zukunft des Freizeithauses Buxtehude und vergleichbarer Jugendeinrichtungen in Nieder-
sachsen 

Anfrage der Abgeordneten Birgit Butter (CDU), eingegangen am 08.09.2025 - Drs. 19/8347, 
an die Staatskanzlei übersandt am 10.09.2025 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
namens der Landesregierung vom 13.10.2025 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

Das Freizeithaus Buxtehude ist seit vielen Jahren eine Einrichtung der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit. Es bietet ein Angebot an kulturellen, musikalischen und sportlichen Aktivitäten und gilt als 
Treffpunkt für Jugendliche in der Region. Bisher diente das Gebäude bis Mitternacht als Konzertort 
und Treffpunkt für die Buxtehuder Jugend. Wie das Buxtehuder Tageblatt berichtet1, bestätigte die 
Stadt Buxtehude, dass die Nutzung des Freizeithauses am Geschwister-Scholl-Platz aufgrund von 
Anwohner-Beschwerden nun eingeschränkt werde. So seien insbesondere Musikproben, Wochen-
endveranstaltungen sowie sportliche Aktivitäten mit musikalischer Begleitung kaum noch möglich. 
Daraus ergibt sich die Frage, wie Jugendeinrichtungen in Niedersachsen vor vergleichbaren Ein-
schränkungen bewahrt und in der Wahrnehmung ihres gesellschaftlich relevanten Auftrags gestärkt 
werden können. 

 

1. Welche rechtlichen Rahmenbedingungen gelten in Niedersachsen für Jugendeinrichtun-
gen wie das Freizeithaus Buxtehude in Bezug auf Lärmschutz, Öffnungszeiten und An-
wohnerinteressen? 

Immissionsschutzrechtliche Rahmung: 

Freizeitheime sind immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige Anlagen im Sinne des 
§ 22 Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). 

Diese sind u. a. so zu errichten und zu betreiben, dass 

1. schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeid-
bar sind, und 

2. nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindest-
maß beschränkt werden. 

Schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche sind Geräuschimmissionen, die nach Art, Aus-
maß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für 
die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  

Anlagen für soziale Zwecke, wie Freizeitheime, sind formal von der Anwendung der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) ausgenommen. In der Praxis wird jedoch mangels 

                                                
1  Buxtehuder Tageblatt vom 15.08.2025: „Nach Anwohner-Beschwerden: Buxtehuder Freizeithaus muss frü-

her schließen“. 
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handhabbarer Alternativen auch für Freizeitheime auf die TA Lärm als Erkenntnisquelle zurückge-
griffen. 

Danach ist der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sichergestellt, wenn 
die Gesamtbelastung am maßgeblichen Immissionsort bestimmte Immissionsrichtwerte nicht über-
schreitet. 

Die TA Lärm sieht nachts von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr 15 dB niedrigere Immissionsrichtwerte vor als 
am Tag.  

Baurechtliche Rahmung: 

Planungsrechtlich sind Jugendzentren und ähnliche Jugendeinrichtungen regelmäßig als Anlagen 
für soziale oder kulturelle Zwecke einzuordnen. In durch Bebauungsplan festgesetzten oder in fakti-
schen Baugebieten sind sie nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) - außer in reinen Wohnge-
bieten - in allen Baugebieten, die auch dem Wohnen dienen, allgemein zulässig. Die Zulässigkeit 
steht planungsrechtlich allerdings unter der Voraussetzung des § 15 BauNVO, dass von ihnen keine 
Störungen oder Belästigungen ausgehen können, die nach der Eigenart des Baugebietes oder in 
dessen Umgebung unzumutbar sind (Rücksichtnahmegebot). Zur Prüfung der Zumutbarkeit bzw. der 
Gebietsverträglichkeit werden regelmäßig die Bestimmungen der TA Lärm herangezogen.  

Jugendhilferechtliche Rahmung: 

In Niedersachsen bestehen auf Landesebene keine fachlichen übergreifenden rechtlichen Rahmen-
kriterien für Angebote der Jugendarbeit. Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit wie das 
Freizeithaus Buxtehude sind bundesweit in § 11 SGB VIII rechtlich gerahmt. Angebote der Jugend-
arbeit sind demgemäß allen jungen Menschen - dementsprechend auch jungen Menschen im Alter 
von 18 bis 27 Jahren - zur Verfügung zu stellen. Die Ausgestaltung von Art und Umfang dieser An-
gebote muss angemessen sowie bedarfsorientiert erfolgen (vgl. u. a. § 79 ff. SGB VIII). Der ent-
sprechend normierte infrastrukturelle Anspruch der Daseinsvorsorge ist jeweils durch den örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe einzulösen.  

Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit sind darüber hinaus charakteristisch von freiwilliger 
Teilnahme und Offenheit geprägt. In diesen Angeboten übernehmen daher weder Träger noch han-
delnde Akteurinnen und Akteure - beispielsweise Fachkräfte - grundsätzliche Aufsichtspflichten ge-
genüber der Zielgruppe der Angebote. Es besteht lediglich eine Verkehrssicherungspflicht für ent-
sprechende Einrichtungen. Daher sind u. a. Öffnungszeiten sowie die jeweiligen Angebotsformen in 
einem interessen- und bedarfsorientierten Prozess der Jugendhilfeplanung sowie auf individueller 
Einrichtungs-/Angebotsebene festzulegen. Die Vorgaben des gesetzlichen Kinder- und Jugendschut-
zes sind grundsätzlich leitend und einzuhalten, sofern Minderjährige an den Angeboten teilnehmen 
können. 

 

2. Sieht die Landesregierung gegebenenfalls Möglichkeiten, für besondere Jugendeinrich-
tungen mit kulturellen und sportlichen Angeboten (z. B. Musikproben, Konzerte, Sport 
mit Musikuntermalung) Ausnahmeregelungen vorzusehen, um deren Bestand zu si-
chern? 

Die TA Lärm sieht mehrere Ausnahmemöglichkeiten von der Nachtruhe ab 22:00 Uhr vor. So kann 
die Nachtzeit um bis zu eine Stunde nach hinten geschoben werden, sofern eine achtstündige Nacht-
ruhe gewährt werden kann. Dies ist in der Regel in der Nacht von Samstag auf Sonntag möglich. Für 
bis zu zehn Ereignisse können ferner Überschreitungen der Immissionsrichtwerte nachts gestattet 
werden. Darüber hinausgehende Abweichungen von den Immissionsrichtwerten können im Einzelfall 
u. a. im Rahmen einer Sonderfallprüfung nach 3.2.2 TA Lärm zugelassen werden, wenn Veranstal-
tungen 

– eine hohe Standortgebundenheit oder soziale Adäquanz und Akzeptanz aufweisen und zudem 

– zahlenmäßig eng begrenzt durchgeführt werden. 

Eine hohe Standortgebundenheit ist bei besonderem örtlichem oder regionalem Bezug gegeben.  
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Von sozialer Adäquanz und Akzeptanz ist auszugehen, wenn die Veranstaltung eine soziale Funktion 
und Bedeutung hat. Sozial adäquat sind beispielsweise örtlich einmalige Jugendfestivals.  

Immissionsschutzrechtlich ist der Betrieb eines Freizeitheims nachts zwar kritisch. Eine Nachtruhe 
ab 22:00 Uhr ist aber nicht strikt vorgeschrieben. 

 

3. Sind nach Kenntnis der Landesregierung auch andere vergleichbare kulturelle oder 
sportliche Jugendeinrichtungen in Niedersachsen durch Anwohnerbeschwerden in ihrer 
Nutzung eingeschränkt oder in ihrer Existenz bedroht? 

Im Rahmen der Beratungsfunktion des überörtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe gemäß 
§ 85 SGB VIII berichten örtliche Träger sowie deren Fachkräfte punktuell von Fällen, in denen es zu 
Anwohnerbeschwerden rund um Einrichtungen der Jugendarbeit kommt, aktuell sind der Landesre-
gierung aber im Rahmen der fachlichen Zuständigkeit des Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesund-
heit und Gleichstellung (MS) sowie der nachgeordneten Behörde keine weiteren konkreten Fälle be-
kannt, die zu einer eingeschränkten Nutzung oder der Bedrohung der Existenz von Einrichtungen 
führen. 

 

4. Welche Maßnahmen hält die Landesregierung für geeignet, um Jugendlichen in Städten 
wie Buxtehude ausreichend Räume zur kulturellen und sportlichen Entfaltung zur Verfü-
gung zu stellen? 

Angebote der Jugendarbeit - und hier auch explizit kulturelle und Jugendarbeit im Sport - sind gemäß 
§ 11 SGB VIII seitens der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bedarfsorientiert und in ange-
messenem Umfang zur Verfügung zu stellen. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind 
gemäß § 79 ff. SGB VIII zu einer entsprechend bedarfsorientierten Jugendhilfeplanung verpflichtet. 
Eine ausgerichtete Planung der Angebote der Jugendarbeit ist in den jeweiligen Jugendämtern unter 
Einbezug der bereits aktiven Träger sowie der jungen Menschen umzusetzen. 

Nach den Regelungen des städtebaulichen Planungsrechts und des Immissionsschutzrechts richten 
sich die zulässigen Immissionen nach dem Schutzanspruch des jeweiligen Gebiets. Anlagen für kul-
turelle, soziale oder sportliche Zwecke können auch in Misch- bzw. Kerngebieten oder in Gewerbe-
gebieten zugelassen werden. Dort sind höhere Immissionswerte möglich als in Gebieten, die aus-
schließlich oder vorwiegend dem Wohnen dienen. Es obliegt den Kommunen, im Rahmen der ge-
meindlichen Planungshoheit gegebenenfalls geeignete Flächen bereitzustellen. 

 

5. Besteht gegebenenfalls die Möglichkeit, die bauliche oder technische Ausstattung von 
Jugendeinrichtungen (z. B. durch verbesserte Lüftungs- und Schallschutzmaßnahmen) 
über Förderprogramme des Landes oder in Zusammenarbeit mit den Kommunen zu un-
terstützen? 

Angebote der Jugendarbeit wie das Freizeithaus Buxtehude fallen als Leistungen der Jugendhilfe im 
Sinne des SGB VIII in den Zuständigkeitsbereich der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
Das beinhaltet auch die bauliche und technische Ausstattung von Einrichtungen.  

Die Landesregierung und die kommunalen Spitzenverbände haben am 24.03.2025 den Pakt für 
Kommunalinvestitionen geschlossen. Mit diesem werden den Kommunen u. a. 600 Millionen Euro 
für kommunale Investitionen bereitgestellt. Eine Einschränkung auf bestimmte Investitionsbereiche 
ist nicht vorgesehen. Die zur Verfügung stehenden Mittel können somit grundsätzlich auch für Inves-
titionen in die bauliche oder technische Ausstattung von Jugendeinrichtungen verwendet werden. 
Eine Verpflichtung hierfür besteht allerdings nicht. 

Für Schallschutzmaßnahmen im Rahmen der Städtebauförderung in Niedersachsen gibt es kein di-
rektes, separates Förderprogramm. Auch der Investitionspakt Sportstätten kommt hier nicht in Be-
tracht, da seit dem Programmjahr 2023 der Investitionspakt Sportstätten nicht mehr fortgeführt wird. 
Die Ausfinanzierung der Maßnahmen ist noch bis 2026 vorgesehen. Die Förderung von Schallschutz 
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kann jedoch ein Bestandteil einer übergeordneten Gesamtmaßnahme sein, die im Rahmen der Pro-
gramme wie „Lebendige Zentren“ oder „Wachstum und nachhaltige Erneuerung“ eingereicht wird. 
Wichtig ist, dass solche Maßnahmen in einem integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzept mit 
Bürgerbeteiligung verankert sind und im Zusammenhang mit Klimaschutz und Klimaanpassung ste-
hen. 

 

6. Welche Förderprogramme stehen Kommunen aktuell gegebenenfalls zur Verfügung, um 
Einrichtungen wie das Freizeithaus Buxtehude zu modernisieren und an die Bedürfnisse 
junger Menschen anzupassen? 

Für die Förderung von Freizeithäusern gibt es in Niedersachsen keine direkte städtebauliche Förde-
rung, da diese eher auf die Erneuerung und Belebung von Stadtkernen abzielt. 

Die Förderung von Jugendeinrichtungen kann im Rahmen von Gesamtmaßnahmen, die auf die Be-
lebung und den Erhalt von Stadt- und Ortskernen abzielen, - wie das Programm „Lebendige Zentren“ 
oder „Sozialer Zusammenhalt“ - erfolgen. Jugendeinrichtungen können in diesem Zusammenhang 
als Gemeinbedarfseinrichtungen innerhalb der Gesamtmaßnahmen gefördert werden, beispiels-
weise durch Baumaßnahmen, Grunderwerb oder Maßnahmen zur Verbesserung der grünen Infra-
struktur, um die Attraktivität und Lebensqualität der Quartiere zu steigern. 

Die Förderung beträgt dabei zwei Drittel der förderfähigen Kosten und setzt sich je zur Hälfte aus 
Bundes- und Landesmitteln zusammen. 

Antragsberechtigt für die Städtebauförderung sind die zuständigen Städte und Gemeinden. Der An-
trag ist beim jeweils örtlich zuständigen Amt für regionale Landesentwicklung einzureichen, das den 
Kommunen bereits vorab beratend zur Seite steht. Fördervoraussetzung ist ein unter Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger erstelltes integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept, in dem die Ziele 
und Maßnahmen im Fördergebiet dargestellt und Maßnahmen des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung sowie Maßnahmen zur Verbesserung der grünen und blauen Infrastruktur vorzusehen sind. 

(Verteilt am      ) 
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